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I. Kontaktdaten 

1. der Verantwortliche 

Der Verantwortliche im Sinne der EU-Da-
tenschutzgrundverordnung (DSGVO) und 
anderer nationaler Datenschutzgesetze der 
Mitgliedsstaaten sowie sonstiger daten-
schutzrechtlicher Bestimmungen ist: 

Pro Bono Heidelberg 
– Studentische Rechtsberatung e.V. 

c/o StuRa der Universität Heidelberg 
Albert-Ueberle-Straße 3 

69120 Heidelberg 

Vertreten wird der Verantwortliche durch 
seinen Vorstand. 

2. der Datenschutzbeauftragte 

Der Datenschutzbeauftragte von Pro Bono 
Heidelberg e.V. ist 

Mirko Schuhmacher. 

Zu erreichen ist der Datenschutzbeauftragte 
unter 

Pro Bono Heidelberg 
– Studentische Rechtsberatung e.V., 

Datenschutzbeauftragter 
c/o StuRa der Universität Heidelberg 

Albert-Ueberle-Straße 3 
69120 Heidelberg 

 

E-Mail: kontakt@probono-heidelberg.de 
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II. Allgemeines zur Datenverarbeitung 
und den Datenschutzhinweisen 

1. Ziel und Zweck dieser Datenschutz-
hinweise 

Mit diesen Datenschutzhinweisen informiert 
der Rechtsdienstleister den Mandanten in 
allgemeiner Weise über die Datenverarbei-
tung durch den Rechtsdienstleister und in 
besonderer Weise über die Datenverarbei-
tung im Rahmen der Bearbeitung eines 
Mandats. 

Ferner informiert der Rechtsdienstleister 
den Mandanten über dessen Rechte im Hin-
blick auf die Verarbeitung seiner Daten. Be-
grifflich ist mit „Datenverarbeitung“ stets 
die Verarbeitung personenbezogener Daten 
gemeint. 

2. Kategorien von personenbezogenen 
Daten 

Der Rechtsdienstleister verarbeitet folgende 
Kategorien von personenbezogenen Daten: 

a) Verarbeitung im Rahmen eines Man-
dats 

Der Rechtsdienstleister verarbeitet im 
Rahmen eines Mandats folgende Daten: 

- den Namen, die Anschrift und die E-
Mail-Adresse, gegebenenfalls auch 
die Telefonnummer des Mandanten 
(Kontaktdaten) 

- und die Daten, die der Mandant dem 
Rechtsdienstleister zur Beantwor-
tung seiner rechtlichen Fragen (elekt-
ronisch per E-Mail und gegebenen-
falls postalisch) übermittelt hat – also 
im Wesentlichen die Sachverhalts-
schilderung (Falldaten).  

 
1 Diese sind hier abrufbar: 

http://probono-heidelberg.de/wp-content/uploads/2020/04/Datenschutzhinweise-Website.pdf 

Diese Daten können auch schon vor der 
Erteilung eines Beratungsauftrags über-
mittelt worden sein. Die vorliegenden 
Datenschutzhinweise beziehen sich 
gleichwohl ausschließlich auf die Verar-
beitung von Daten im Rahmen eines 
Mandats. 

b) Verarbeitung außerhalb eines Mandats 

Wurde noch kein Beratungsauftrag er-
teilt, richtet sich die Verarbeitung von 
Daten nach den Datenschutzhinweisen, 
die der Rechtsdienstleister auf seinem 
Internetauftritt bereitgestellt hat.1 

3. Verarbeiter von personenbezogenen 
Daten 

Der Rechtsdienstleister verarbeitet per-
sonenbezogenen Daten im Allgemeinen 
durch seine Mitglieder und im Besonde-
ren 

- durch ein dem Fall des Mandanten 
zugeteilten Beraterteam und einen 
solchen Berat gem. § 7 Absatz 2 
AMB, 

- durch seinen Vorstand 

- und durch vom Vorstand für beson-
dere Aufgaben bestimmte Personen 
(Organisationsteam); diese Personen 
unterstützen den Vorstand bei der 
Leitung des Vereins. 

4. Empfänger bzw. Kategorien von 
Empfängern von personenbezogenen 
Daten 

Sofern der Rechtsdienstleister im Rahmen 
des Mandatsverhältnisses Daten anderen 
Personen und Unternehmen offenbart, sie an 
diese übermittelt oder ihnen sonst Zugriff 
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auf die Daten gewährt, erfolgt dies entweder 
auf Grundlage einer gesetzlichen Erlaubnis 
(z.B. wenn eine Übermittlung der Daten an 
Dritte gem. Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b) 
DSGVO zur Vertragserfüllung erforderlich 
ist) oder, wenn die Betroffenen eingewilligt 
haben oder, wenn eine rechtliche Verpflich-
tung dies vorsieht. 

5. Dauer der Speicherung personenbe-
zogener Daten 

Das Kriterium für die Speicherdauer ist die 
jeweilige gesetzliche Aufbewahrungsfrist. 
Nach Fristablauf werden die entsprechenden 
Daten gelöscht, sofern sie nicht mehr zur 
Zweckerreichung, Vertragserfüllung oder 
Vertragsanbahnung erforderlich sind. 

6. Übermittlungen in Drittländer 

a) Sofern der Rechtsdienstleister Daten in 
einem Drittland (d.h. außerhalb der Euro-
päischen Union (EU) oder des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR)) verar-
beitet oder dies im Rahmen der Inan-
spruchnahme von Diensten Dritter oder 
der Offenlegung bzw. der Übermittlung 
von Daten an Dritte geschieht, erfolgt 
dies nur, wenn es entweder zur Erfüllung 
seiner (vor-) vertraglichen Pflichten oder 
auf Grundlage einer Einwilligung des 
Mandanten oder aufgrund einer rechtli-
chen Verpflichtung oder auf Grundlage 
seiner berechtigten Interessen geschieht. 

b) Vorbehaltlich gesetzlicher oder vertragli-
cher Erlaubnisse, verarbeitet oder lässt 
der Rechtsdienstleister die Daten in ei-
nem Drittland nur beim Vorliegen der be-
sonderen Voraussetzungen der Art. 44 ff. 
DSGVO verarbeiten. D.h. die Verarbei-
tung erfolgt z.B. auf Grundlage besonde-
rer Garantien, wie der offiziell anerkann-
ten Feststellung eines der EU entspre-
chenden Datenschutzniveaus (z.B. für die 

USA durch das „Privacy Shield“) oder 
unter Beachtung offiziell anerkannter 
spezieller vertraglicher Verpflichtungen 
mit dem Dritten (so genannte „Standard-
vertragsklauseln“) oder nur mit einer be-
sonderen Einwilligung des Mandanten 
gem. Art. 49 Abs. 1 UAbs. 1 lit. a) 
DSGVO. 

III. Datenverarbeitung im Rahmen einer 
Mandatsbearbeitung 

1. Beschreibung und Umfang der Daten-
verarbeitung 

a) Solange ein Mandat bearbeitet wird, ver-
wendet der Rechtsdienstleister sowohl 
die Kontakt- wie die Falldaten des Man-
danten. Allerdings hat nur ein zugeteiltes 
Beraterteam, der zugeteilte Beirat sowie 
der Vorstand und das Organisationsteam 
Zugriff auf die Daten. 

b) Die Verarbeitung erfolgt u.a., indem die 
Daten in einer Cloud gespeichert und 
über E-Mails und einen Messenger- 
Dienst übermittelt werden. Diese Spei-
cherung und Übermittlung erfolgt durch 
Datenübermittlung an Dritte, deren Un-
ternehmenssitz und Verarbeitungsort sich 
in der Europäischen Union (EU) oder im 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
befindet. 

2. Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
ist gem. Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b) 
DSGVO der Beratungsauftrag, zu dessen 
Erfüllung ein schneller und unkomplizierter 
Datenaustausch innerhalb der Vereinsstruk-
turen notwendig ist. Stellt der Mandant die 
Kontakt- und Falldaten nicht zur (vollstän-
digen) Verfügung, kann die in § 5 AMB dar-
gelegte Beratungspflicht des Rechtsdienst-
leisters nicht (vollständig) erfüllt werden. 
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IV. Datenverarbeitung nach Abschluss 
einer Mandatsbearbeitung 

Wird ein Mandat nicht mehr bearbeitet, wer-
den die Daten folgendermaßen verwendet: 

1. Speicherung der Kontakt- und Fallda-
ten mit Klarnamen 

a) Beschreibung und Umfang der Daten-
verarbeitung 

Auf die Kontaktdaten und die Falldaten 
mit Klarnamen hat nur der Vorstand und 
das Organisationsteam Zugriff. Die Da-
ten werden nur verwendet, wenn dies 
wegen des zugrundeliegenden Mandats 
erforderlich wird (also insbesondere zur 
Klärung und Abwehr möglicherweise 
gegen den Rechtsdienstleister geltend 
gemachter Ansprüche). 

b) Speicherdauer 

Die Kontaktdaten und die Falldaten mit 
Klarnamen werden über die Dauer von 
zehn Jahren digital gespeichert. 

c) Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die zehnjährige 
Speicherung der Kontakt- und Falldaten 
mit Klarnamen ist Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 
lit. f) DSGVO, weil der Rechtsdienst-
leister ein berechtigtes Interesse an der 
Speicherung hat, bis gem. § 199 Abs. 3 
S. 1 Nr. 1 BGB mögliche Ansprüche 
verjährt sind. 

2. Speicherung der Falldaten in anony-
misierter Form 

a) Beschreibung und Umfang der Daten-
verarbeitung 

Die Falldaten werden in anonymisierter 
Form digital gespeichert. Die Speiche-
rung erfolgt auf Servern, die innerhalb 

der Europäischen Union (EU) oder des 
europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
betrieben werden und daher der DSGOV 
unterfallen. Hierauf hat jedes Mitglied 
des Rechtsdienstleisters Zugriff. So ha-
ben die Vereinsmitglieder die Möglich-
keit, bei Bedarf ein Muster für die Lö-
sung einer bestimmten juristischen oder 
tatsächlichen Problematik zu erhalten, 
und auf diese Weise die Qualität der Be-
ratung von Pro Bono Heidelberg e.V. zu 
halten und zu erhöhen. 

b) Speicherdauer 

Die Falldaten in anonymisierter Form 
werden dauerhaft gespeichert. 

c) Rechtsgrundlage 

Rechtliche Grundlage für die Speiche-
rung der Falldaten in anonymisierter 
Form ist ein berechtigtes Interesse des 
Rechtsdienstleisters gem. Art. 6 Abs. 1 
UAbs. 1 lit. f) DSGVO, weil der Rechts-
dienstleister zur Qualitätssicherung und 
-erhöhung auf anonymisierte Gutachten 
zurückgreifen können muss (siehe 
Ziff. IV. 2 lit. a)). 

d) Beseitigungsmöglichkeit: Recht zum 
Widerspruch 

Der Mandant kann gem. Art. 21 Abs. 1 
S. 1 DSGVO der in lit. a) angegebenen 
Art der Verarbeitung der Falldaten in 
anonymisierter Form jederzeit wider-
sprechen. Geht dem Rechtsdienstleister 
der Widerspruch zu, löscht er die anony-
misierten Falldaten, soweit diese noch 
dem Mandanten zugeordnet werden 
können. Zum Widerspruch genügt eine 
E-Mail mit dem Betreff „Widerspruch 
der Verarbeitung meiner Falldaten in 
anonymisierter Form“, die den Namen 
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des Mandanten enthalten muss, an fol-
gende Adresse: 

kontakt@probono-heidelberg.de 

3. Veröffentlichung der anonymisierten 
Falldaten im vereinsinternen Newslet-
ter und auf Social-Media-Plattformen 

a) Beschreibung und Umfang der Daten-
verarbeitung 

Der Rechtsdienstleister übermittelt die 
Falldaten im Einzelfall in vollständig 
anonymisierter Form auf Social-Media-
Plattformen2 an die Öffentlichkeit und 
durch einen E-Mail-Verteiler an seine 
Mitglieder. Dies erfolgt, um darüber zu 
informieren, welche Fälle der Rechts-
dienstleister aktuell abgeschlossen hat 
(Newsletter- und Social-Media-Veröf-
fentlichung). Zweck ist, die aktuellen 
Entwicklungen und Tätigkeiten im Ver-
ein möglichst breit darstellen zu können; 
u.a. hierdurch wird die Lebendigkeit des 
Vereinslebens dokumentiert. 

b) Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für Veröffentlichung 
der Falldaten im Newsletter und auf 
Social-Media-Plattformen ist eine Ein-
willigung des Mandanten gem. Art. 49 
Abs. 1 UAbs. 1 lit. a) DSGVO. 

V. Rechte des Mandanten 

Dem Mandanten stehen im Zusammenhang 
mit der Verarbeitung seiner personenbezo-
genen Daten die folgenden Rechte zu: 

1. Auskunftsrecht 

a) Der Mandant hat das Recht, von dem 
Rechtsdienstleister eine Bestätigung 

 
2 Diejenige Social-Media-Plattform, auf der die Veröffentlichung erfolgt, wird dem Mandanten im Einzelfall ange-

geben. 

darüber zu verlangen, ob sie betreffende 
personenbezogene Daten verarbeitet wer-
den; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht 
auf Auskunft über diese personenbezoge-
nen Daten und auf folgende Informatio-
nen: 

aa) die Verarbeitungszwecke; 

bb) die Kategorien personenbezogener 
Daten, die verarbeitet werden; 

cc) die Empfänger oder Kategorien von 
Empfängern, gegenüber denen die 
personenbezogenen Daten offenge-
legt worden sind oder noch offenge-
legt werden, insbesondere bei Emp-
fängern in Drittländern oder bei inter-
nationalen Organisationen; 

dd) falls möglich, die geplante Dauer, für 
die die personenbezogenen Daten ge-
speichert werden, oder, falls dies 
nicht möglich ist, die Kriterien für die 
Festlegung dieser Dauer; 

ee) das Bestehen eines Rechts auf Be-
richtigung oder Löschung der sie be-
treffenden personenbezogenen Daten 
oder auf Einschränkung der Verarbei-
tung durch den Verantwortlichen o-
der eines Widerspruchsrechts gegen 
diese Verarbeitung; 

ff) das Bestehen eines Beschwerderechts 
bei einer Aufsichtsbehörde; 

gg) wenn die personenbezogenen Daten 
nicht bei der betroffenen Person erho-
ben werden, alle verfügbaren Infor-
mationen über die Herkunft der Da-
ten; 
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hh) das Bestehen einer automatisierten 
Entscheidungsfindung einschließlich 
Profiling gemäß Art. 22 Abs. 1 und 
Abs. 4 DSGVO und – zumindest in 
diesen Fällen – aussagekräftige Infor-
mationen über die involvierte Logik 
sowie die Tragweite und die ange-
strebten Auswirkungen einer derarti-
gen Verarbeitung für die betroffene 
Person. 

ii) Werden personenbezogene Daten an 
ein Drittland oder an eine internatio-
nale Organisation übermittelt, so hat 
die betroffene Person das Recht, über 
die geeigneten Garantien gemäß 
Art. 46 DSGVO im Zusammenhang 
mit der Übermittlung unterrichtet zu 
werden. 

2. Recht auf Berichtigung 

Der Mandant hat das Recht, von dem 
Rechtsdienstleister unverzüglich die Berich-
tigung ihn betreffender unrichtiger perso-
nenbezogener Daten zu verlangen. Unter 
Berücksichtigung der Zwecke der Verarbei-
tung hat der Mandant das Recht, die Ver-
vollständigung unvollständiger personenbe-
zogener Daten – auch mittels einer ergän-
zenden Erklärung – zu verlangen. 

3. Recht auf Löschung 

a) Voraussetzungen des Löschungsan-
spruchs 
Der Mandant hat das Recht, von dem 
Rechtsdienstleister zu verlangen, dass 
ihn betreffende personenbezogene Da-
ten unverzüglich gelöscht werden, und 
der Rechtsdienstleister ist verpflichtet, 
personenbezogene Daten unverzüglich 
zu löschen, sofern einer der folgenden 
Gründe zutrifft: 

aa) Die personenbezogenen Daten sind 
für die Zwecke, für die sie erhoben o-
der auf sonstige Weise verarbeitet 
wurden, nicht mehr notwendig. 

bb) Der Mandant widerruft seine Einwil-
ligung, auf die sich die Verarbeitung 
gemäß Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. a) o-
der Art. 9 Abs. 2 lit. a) DSGVO 
stützte, und es fehlt an einer ander-
weitigen Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung. 

cc) Der Mandant legt gemäß Art. 21 
Abs. 1 S. 1 DSGVO Widerspruch ge-
gen die Verarbeitung ein und es lie-
gen keine vorrangigen berechtigten 
Gründe für die Verarbeitung vor, oder 
der Mandant legt gemäß Art. 21 
Abs. 2 DSGVO Widerspruch gegen 
die Verarbeitung ein. 

dd) Die personenbezogenen Daten wur-
den unrechtmäßig verarbeitet. 

ee) Die Löschung der personenbezoge-
nen Daten ist zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung nach dem 
Unionsrecht oder dem Recht der Mit-
gliedstaaten erforderlich, dem der 
Rechtsdienstleister unterliegt. 

ff) Die personenbezogenen Daten wur-
den in Bezug auf angebotene Dienste 
der Informationsgesellschaft gemäß 
Art. 8 Abs. 1 DSGVO erhoben. 

b) Umfang des Löschungsanspruchs bei 
Veröffentlichung der personenbezoge-
nen Daten 

Hat der Rechtsdienstleister die perso-
nenbezogenen Daten öffentlich gemacht 
und ist er gemäß lit. a) zu deren Lö-
schung verpflichtet, so trifft er unter Be-
rücksichtigung der verfügbaren Techno-
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logie und der Implementierungskosten 
angemessene Maßnahmen, auch techni-
scher Art, um für die Datenverarbeitung 
Verantwortliche, die die personenbezo-
genen Daten verarbeiten, darüber zu in-
formieren, dass der Mandant die Lö-
schung aller Links zu diesen personen-
bezogenen Daten oder von Kopien oder 
Replikationen dieser personenbezoge-
nen Daten verlangt hat. 

c) Ausschluss des Löschungsanspruchs 

Auch wenn die Voraussetzungen der 
lit. a) und b) erfüllt sind, gelten diese Re-
gelungen nicht, soweit die Verarbeitung 
erforderlich ist 

aa) zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information; 

bb) zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung, die die Verarbeitung nach 
dem Recht der Union oder der Mit-
gliedstaaten, dem der Rechtsdienst-
leister unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im 
öffentlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgt, die dem Rechtsdienstleister 
übertragen wurde; 

cc) aus Gründen des öffentlichen Interes-
ses im Bereich der öffentlichen Ge-
sundheit gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. h) 
und i) sowie Art. 9 Abs. 3 DSGVO; 

dd) für im öffentlichen Interesse liegende 
Archivzwecke, wissenschaftliche o-
der historische Forschungszwecke o-
der für statistische Zwecke gemäß 
Art. 89 Abs. 1 DSGVO, soweit der in 
lit. a) genannte Löschungsanspruch 
voraussichtlich die Verwirklichung 
der Ziele dieser Verarbeitung 

unmöglich macht oder ernsthaft be-
einträchtigt, oder 

ee) zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

4. Recht auf Einschränkung der Verar-
beitung 

a) Der Mandant hat das Recht, von dem 
Rechtsdienstleister die Einschränkung 
der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine 
der folgenden Voraussetzungen gegeben 
ist: 

aa) die Richtigkeit der personenbezoge-
nen Daten von dem Mandanten be-
stritten wird, und zwar für eine Dauer, 
die es dem Rechtsdienstleister er-
möglicht, die Richtigkeit der perso-
nenbezogenen Daten zu überprüfen, 

bb) die Verarbeitung unrechtmäßig ist 
und der Mandant die Löschung der 
personenbezogenen Daten ablehnt 
und stattdessen die Einschränkung 
der Nutzung der personenbezogenen 
Daten verlangt; 

cc) der Rechtsdienstleister die personen-
bezogenen Daten für die Zwecke der 
Verarbeitung nicht länger benötigt, 
der Mandant sie jedoch zur Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidi-
gung von Rechtsansprüchen benötigt 
oder 

dd) der Mandant Widerspruch gegen die 
Verarbeitung gemäß Art. 21 Abs. 1 
S. 1 DSGVO eingelegt hat, solange 
noch nicht feststeht, ob die berechtig-
ten Gründe des Rechtsdienstleisters 
im Sinne von Art. 21 Abs. 1 S. 2 
Hs. 2 DSGVO gegenüber denen des 
Mandanten überwiegen. 
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b) Wurde die Verarbeitung gemäß lit. a) ein-
geschränkt, so dürfen diese personenbe-
zogenen Daten – von ihrer Speicherung 
abgesehen – nur mit Einwilligung des 
Mandanten oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen oder zum Schutz der 
Rechte einer anderen natürlichen oder ju-
ristischen Person oder aus Gründen eines 
wichtigen öffentlichen Interesses der 
Union oder eines Mitgliedstaats verarbei-
tet werden. 

5. Recht auf Datenübertragbarkeit 

a) Der Mandant hat das Recht, die ihn be-
treffenden personenbezogenen Daten, die 
er dem Rechtsdienstleister bereitgestellt 
hat, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten, 
und sie hat das Recht, diese Daten einem 
anderen Verantwortlichen ohne Behinde-
rung durch den Rechtsdienstleister, zu 
übermitteln, sofern 

aa) die Verarbeitung auf einer Einwilli-
gung gemäß Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 
lit. a) oder Art. 9 Abs. 2 lit. a) 
DSGVO oder auf einem Vertrag ge-
mäß Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b) 
DSGVO beruht und 

bb) die Verarbeitung mithilfe automati-
sierter Verfahren erfolgt. 

b) Bei der Ausübung seines Rechts auf Da-
tenübertragbarkeit gemäß lit. a) hat der 
Mandant das Recht, zu erwirken, dass die 
personenbezogenen Daten direkt von ei-
nem Verantwortlichen einem anderen 
Verantwortlichen übermittelt werden, so-
weit dies technisch machbar ist. 

c) Das Recht gemäß lit. a) darf die Rechte 
und Freiheiten anderer Personen nicht be-
einträchtigen. 

d) Das Recht nach lit. b) gilt nicht für eine 
Verarbeitung, die für die Wahrnehmung 
einer Aufgabe erforderlich ist, die im öf-
fentlichen Interesse liegt oder in Aus-
übung öffentlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

6. Widerspruchsrecht 

a) Der Mandant hat das Recht, aus Gründen, 
die sich aus seiner besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbei-
tung ihn betreffender personenbezogener 
Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 
UAbs. 1 lit. e) oder f) DSGVO erfolgt, 
Widerspruch einzulegen; dies gilt auch 
für ein auf diese Bestimmungen gestütz-
tes Profiling.  

b) Der Rechtsdienstleister verarbeitet die 
personenbezogenen Daten im Falle eines 
Widerspruchs nicht mehr, es sei denn, er 
kann zwingende schutzwürdige Gründe 
für die Verarbeitung nachweisen, die die 
Interessen, Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Person überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. 

c) Im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Diensten der Informationsgesellschaft 
kann der Mandant ungeachtet der Richt-
linie 2002/58/EG sein Widerspruchsrecht 
mittels automatisierter Verfahren ausü-
ben, bei denen technische Spezifikatio-
nen verwendet werden. 
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d) Der Widerspruch kann gerichtet werden 
an 

kontakt@probono-heidelberg.de 

und muss angeben, gegen welche Verar-
beitung Widerspruch eingelegt wird. 

7. Widerrufsrecht 
Der Mandant hat das Recht, seine daten-
schutzrechtliche Einwilligungserklärung je-
derzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf 
der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit 
der aufgrund der Einwilligung bis zum Wi-
derruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

8. Recht auf Beschwerde bei einer Auf-
sichtsbehörde 

Der Mandant hat unbeschadet eines ander-
weitigen verwaltungsrechtlichen oder ge-
richtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Be-
schwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbe-
sondere in dem Mitgliedstaat seines Aufent-
haltsorts, seines Arbeitsplatzes oder des Orts 
des mutmaßlichen Verstoßes, wenn der 
Mandant der Ansicht ist, dass die Verarbei-
tung der ihn betreffenden personenbezoge-
nen Daten gegen diese Verordnung verstößt. 
Der Mandant hat das Recht, seine daten-
schutzrechtliche Einwilligungserklärung je-
derzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf 
der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit 
der aufgrund der Einwilligung bis zum Wi-
derruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 


